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«Zu Stellvertretern 
gewählt» 
Die VU-Propaganda schafft 
neue Begriffe für unsere 
Politik 

Die Vaterländische Union will in 
Zukunft 21 Abgeordnete vom Volk 
wählen lassen und den Rest auf der 
eigenen Liste (bis zu 10) als Stell­
vertreter bezeichnen und mit den 
gleichen Rechten ausstatten wie die 
anderen. Der Vorschlag ist umstrit­
ten, weil statt der Volkswahl eine 
Parteirangliste über die Zusammen­
setzung unseres Landtages entschei­
det. Aber auch für diesen Fall hat 
die VU bereits vorgesorgt, in dem 
sie eine neue Kategorie von Volks­
vertretern schuf: die gewählten 
Stellvertreter. 

Unter dem Titel «Warum sollen 
wir uns einschränken» plädiert das 
«Liechtensteiner Vaterland» in sei­
ner Ausgabe von gestern Freitag 
u.a. mit folgenden Worten für die 
eigene Stellvertreter-Lösung: 

«Warum sollen wir uns ( . . . )  ein­
schränken und fachlich qualifizierte 
Parlamentarier, die aufgrund ihrer 
bei den Wahlen auf sich vereinigten 
Stimmen zu Stellvertretern gewählt 
wurden, von der Mitarbeit in Dele­
gationen ausschliessen?» 

Die Stimmbürger wählen aus der 
Liste der Kandidaten jene Männer 
u n d  Frauen aus, die sie als Volks­
vertreter ins Parlament entsenden 
wollen. Die anderen bleiben natur-
gemäss auf der  Strecke. Das ist das 
Wesen der Demokratie. Für die V U  
gilt diese Regel nicht mehr. Für sie 
gibt es gewählte Abgeordnete und -
siehe oben - neu auch gewählte 
Stellvertreter. Warum sollen wir 
uns  einschränken, fragt die VU. Die 
Antwort ist eigentlich sehr einfach: 
weil der Stimmbürger an der Urne 
entscheiden soll, wen er  als Parla­
mentarier wählt und nicht die Par­
tei. U n d  wenn ein Kandidat als Ab­
geordneter nicht gewählt wird, dann 
ist er eben ein nicht gewählter Kan­
dida t ,  aber kein gewählter Stellver­
t re te r .  «Vernünftige» Lösungen ma­
chen  offenbar erfinderisch. 

Die VU hat eine eigene Vernunft erfunden! 
Darum tut sich die Mehrheitspartei so schwer mit der Anpreisung ihres Vorschlages für  die 
Landtagserhöhung 

Prominente Exponenten der Vaterlän­
dischen Union halten nicht einmal mehr 
die Hand vor den Mund, wenn sie nach 
ihrer Meinung über den Ausgang der 
Volksabstimmung am 31. Mai und am 2 .  
Juni befragt werden: «Hoffentlich bleibt 
alles beim alten». 

Verständlicherweise aus der Sicht der 
VU. Sie ist immerhin seit bald acht Jah­
ren Mehrheitspartei und sitzt fest im Sat­
tel. Warum sollte sie deshalb für eine 
Erhöhung der Landtagsmandate sein, 
welche mitunter neuen Gruppierungen in 
unserer Bevölkerung eine Chance gibt, 
ins Parlament gewählt zu werden! 

Eine eigene Vernunft erfunden 
Die VU hat sich geweigert, gemeinsam 

mit der FBP auf eine Stärkung der Volks­
vertretung hinzuarbeiten. Als dann die 
FBP mit ihrer Volksinitiative für 25 Man­
date einen eigenen Weg ging, zog die VU 
mit ihrer «vernünftigen Lösung» auf 21 

Mandate nach. U n d  seit dem geht die 
Union mit ihrer vernünftigen Lösung 
hausieren. Sie tut sich begreiflicherweise 
schwer mit ihrer eigenen Vernunft-Kam­
pagne, die allzuleicht leicht durchschau­
bar ist. 

• War es vernünftig, als Antwort auf die 
FBP-Volksinitiative für 25 Mandate eine 
zweite für 21 zu lancieren und damit zu 
riskieren, dass keine die nötige Mehrheit 
erreicht? 
• Ist es wirklich vernünftig, wenn man 
mit dem Vorschlag für 21 Mandate das 
traditionelle Stärkeverhältnis der Wahl­
kreise zuungunsten des Unterlandes ver­
ändert? 

• Ist es wirklich vernünftig, wenn man 
Frauen und Jugendliche damit tröstet, 
dass sie ja immerhin stellvertretende Ab­
geordnete werden können, anstatt die 
Mandatszahl gleich so hoch zu machen, 
dass möglichst viele Schichten unserer 

Bevölkerung eine Chance haben ins Par­
lament zu kommen? 
• Ist es wirklich vernünftig, wenn man 
die Kandidaten, die bei der Wahl übrig­
geblieben sind und den Sprung ins Parla­
ment nicht geschafft haben, nachträglich 
zu Stellvertretern mit allen Kompetenzen 
macht. Parteirangliste statt Volkswahl! 

• Ist es vernünftig, wenn man die Volks­
vertretung zwar den (Partei-)Stellvertre-
tern öffnen will, allfälligen, neuen Grup­
pierungen (dritten oder vierten Parteien) 
aber die Chancen auf ewige Zeiten ver­
baut? 

Man kann diese Reihe fast beliebig 
fortsetzen. Die Vaterländische Union hat 
nicht nur die Mehrheit in der Regierung 
und im Landtag. Sie bestimmt in der Zwi­
schenzeit auch, was der Bürger als ver­
nünftig zu betrachten hat und was nicht. 
Siehe Fortsetzungsserie im Liechtenstei­
ner Vaterland. 

Grenzen müssen für Europäer offener werden 
Pressegespräch mit dem Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung des Europarates, 
Dr. Karl Ahrens, und den liechtensteinischen Europaratsmitgliedern Dr. Franz Beck und Louis Gassner 

Seit Montag dieser Woche hält sich der 
Präsident der parlamentarischen Ver­
sammlung des Europarates, Dr. Karl Ah­
rens, in unserem Lande auf und hat mit 
der Regierung, den Spitzen des Landta­
ges und unseren Abgeordneten im Euro­
parat Gespräche geführt. Ebenfalls stand 
eine Betriebsbesichtigung der Fa. Hilli in 
Schaan auf dem Programm. Zurückge­
kehrt aus Wien, wohin er sich aus Anlass 
der Feierlichkeiten zum 30. Jahrestag der 
Unterzeichnung des Staatsvertrages zwi­
schen den Alliierten Und Österreich bege­
ben hatte, gab der Präsident am Auf­
fahrtstag der liechtensteinischen Presse 
die Möglichkeit zu einer Aussprache im 
Hotel Sonnenhof, Vaduz. 

Eingangs erwähnte er, dass es sein Be­
streben sei während seiner Amtszeit mög­
lichst viele Mitgliedländer zu besuchen 
und dass ihm der Besuch in unserem Lan­
de besonders am Herzen gelegen sei und 

25: Chance für uns Frauen 
Je höher die Zahl der Mandate, umso besser für Frauen 

Die Erhöhung der Zahl der Land­
tagsabgeordneten ist sicher unbestrit­
ten, sowohl was die Arbeitsbewälti­
gung als auch die Chance der Frauen, 
den Sprung ins Parlament zu schaffen, 
anbelangt. Letzterem möchte ich hin­
zufügen, dass bei der FBP-Initiative 
aufgrund der Mandatszahlerhöhung 
auf 25 die Chance für uns Frauen grös­
ser ist. 

Viel  wird derzeit über die Stellvertre­
ter gesprochen, die gar nicht in den 
Landtag gewählt werden, aber dennoch 
a n  d e n  Sitzungen teilnehmen und in 
Kommissionen gewählt werden. Für 
die Bestimmung der Verfassung, dass 

Stellvertreter nur bei effektiver 
Verhinderung eines gewählten Abge­
o r d n e t e n  an den Sitzungen teilnehmen 
k ö n n e n ,  kann man noch Verständnis 
aufbringen, nicht aber für die gegen­
wärtige Praxis, bei der alle Kandidaten 
für d i e  Wahlen wie gewählte Abgeord­
nete betrachtet werden. 

Es wäre überhaupt zu überlegen, ob  
">r d e n  Landtag Stellvertreter benötigt 
W e r d e n ,  da z.B. auch die Gemeinde-
P a r l a m e n t e  ohne dieselben funktionie-
r e n '  L a u t  Verfassung ist das Parlament 
Ja bei  Anwesenheit von nur zwei Drit­
teln d e r  Abgeordneten beschlussfähig. 

Lim nochmals auf die in der FBP-
Ak'at 'Ve v o r g e s e h e n e  Erhöhung der 
Abgeordnetenzahl auf 25 zurückzu­

kommen, so glaube ich, dass sie be­
rechtigt ist, zumal die Aufgabe der 
Stellvertreter nur die Stellvertretung 
von verhinderten Abgeordneten mit 
Sitz und Stimme bei Landtagssitzung 
sein kann, so wie es in der Verfassung 
steht. 

Bei 25 Abgeordneten können die 
verschiedenen Schichten unserer Be­
völkerung besser vertreten sein. Und 
auch für uns Frauen ist die Chance für 
den Sprung ins Parlament grösser. 

Käthy Schmid-Frommelt (Balzers) 

Pressegespräch mit dem Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung des Europa­
rates Dr. Ahrens (Bildmitte) und den liechtensteinischen Delegationsmitgliedern Dr. 
Franz Beck und Ing. Louis Gassner (rechts). Links die Vertreter der beiden Landeszei 
tungen. 

er sich über den überaus herzlichen Emp­
fang aufrichtig gefreut habe. 

Seine Gespräche mit der Regierung, 
dem Landtagspräsidenten und dem Land­
tagsvizepräsidenten, sowie weiteren Mit­
gliedern des Landtages und seinen liech­
tensteinischen Kollegen im Rat in Strass-
burg haben ihm deutlich gemacht, wie 
wichtig unserem Lande die Mitgliedschaft 
im Europarat sei. 

Der Europarat, das europäische Parla­
ment, strebt keinen Einheitsstaat «Euro­
pa» an, sondern versucht im Rahmen des 
Möglichen unter Wahrung der  staatlichen 
und kulturellen Eigenheiten einigende 
Beschlüsse zu fassen und Empfehlungen 
zu erwirken, die dann von den Parlamen­
tariern wieder in den Parlamenten der 
Länder postuliert und der Verwirkli­
chung zugeführt werden. 

Einen grossen Vorteil sieht Präsident 
Dr. Ahrens darin, dass die Europaparla-
mentartier zugleich Mitglieder der  natio­
nalen Parlamente sind und so direkt am 
Pulsschlag der Bevölkerung ablesen kön­
nen wie und wo die Probleme liegen und 
welche Möglichkeiten Beschlussfassun­
gen haben. Der EG-Parlamentarier wird 
direkt in sein Gremium gewählt und ist 
demzufolge doch etwas weiter davon ent­
fernt. 
Hat nun dieses Europäische Parlament in 
der Zukunft eine Chance für die 
Weiterentwicklung Europas? 

Es darf doch gesagt werden, dass seit 
dessen Bestehen viel Arbeit geleistet und 
auch viel erreicht worden ist. 

Auf den Gebieten der  Menschenrech­
te, der Kultur, des Umweltschutzes, so-

KOMMENTAR 
In der österreichischen Bevölkerung ha­

ben die Feiern zum 30jährigen Jubiläum 
der Unterzeichnung des Staatsvertrages of­
fenbar nicht jene Resonanz gefunden, die 
sich die Regierung mit der Organisation 
der Feierlichkeiten erhofft hatte. Die Aus-
senminister der vier Signatarstaaten USA, 
Sowjetunion, Grossbritannien und Frank­
reich würdigten in ihren Ansprachen in 
Wien zwar die Leistungen des Staates 
Österreich in den letzten drei Jahrzehnten, 
doch blieb unverkennbar, dass zwischen 
Ost und West weiterhin unterschiedliche 
Auffassungen bestehen. Das neutrale 

Zwischen zwei Neutralen 

(Bild: Eddy Risch) 

wie in noch vielen anderen Bereichen ist 
es nicht nur bei Entschliessungen und 
Empfehlungen geblieben, sondern hat 
auch die Durchführung in den einzelnen 
Ländern stattgefunden. 

Der Europarat ist eine politische Insti­
tution, die eine Harmonisierung der hu­
manen, kulturellen und politischen Mög­
lichkeiten zwischen den Ländern anstrebt 
und das Endziel - vielleicht erst nach 
Generationen - dürfte doch, unter Wah­
rung der Eigenständigkeit und der natio­
nalen Eigenheit der Völker, die gemein­
same Sprache der Europäer gegenüber 
den anderen Partnern sein. In diesem 
Zusammenhang bedauerte es der Präsi­
dent, dass den östlichen Nachbarn diese 
Möglichkeit verwehrt bleibt. 

Auch der Hinweis, dass der Kleinstaat 
gleiches Gehör findet wie sein grosser 
Nachbar, zeigt hoffnungsvolle Aspekte 
auf und kommt sowohl im Parlaments­
plenum, wie in den Ministerkonferenzen 
deutlich zum Ausdruck. Europa, die gan­
ze Welt, sind in unserer Zeit kleiner ge­
worden und Probleme, die früher natio­
nalstaatlich gesehen werden konnten, 
sind heute nur noch gemeinsam zu lösen. 

Grenzen müssen offener werden 
Die Grenzen müssen für die Europäer 

offener werden. Der Schutz gegen Terro­
rismus, gegen Drogenhandel muss an Eu­
ropas Grenzen beginnen, nicht erst inner­
halb der Grenzen der einzelnen Staaten. 

Der Umweltschutz kann heute nicht 
mehr allein innerhalb eines Landes ver­
wirklicht werden. Für diese Zukunft, eine 

(Fortsetzung auf  Seite 2)  

Österreich an der Nahtstelle zwischen den 
beiden Machtblöcken wurde denn auch 
zum Schauplatz einer Begegnung des 
amerikanischen und sowjetischen Aussen-
ministers, von der sich wahrscheinlich z u  
viele Zeitgenossen zu viel versprochen 
haben. 

Dadurch blieben die anderen Teilneh­
mer in Wien, die Aussenminister der sie­
ben Nachbarstaaten Österreichs vor allem, 
weitgehend im Hintergrund. Für den 
liechtensteinischen Aussenminister blieben 
keine Gesprächspartner f ü r  bilaterale 
Kontakte übrig, sondern nur die eine oder v 
andere Kontaktpflege beim allgemeinen 
Zusammentreffen. 

Was hätten auch f ü r  Gespräche geführt 
werden sollen? Mit der Schweiz und mit 
Österreich sind die Beziehungen problem­
los, mit den anderen Staaten beschränken 
sie sich auf  das Notwendigste. Wichtig war 
wohl die Präsenz unseres Landes an dieser 
Aussenministerkonferenz, wie Tage zuvor 
die Teilnahme am EFTA-Jubiläum -
ebenfalls in Wien. Unabhängig von der 
Grösse unseres Staates, was Regierungs­
chef Hans Brunhart und Regierungschef-
Stellvertreter Hilmar Ospelt bestätigten, 
konnte der Wille zur Zugehörigkeit zur 
europäischen Staatengemeinschaft doku­
mentiert werden. 

Unausgesprochen blieb in Wien, welche 
Bedeutung der österreichische Staatsver­
trag f ü r  unser Land hat. Seit 1955 grenzt 
unser Land an zwei Staaten, die sich der 
immerwährenden bewaffneten Neutralität 
verpflichtet haben. Obwohl die Neutrali­
tätspolitik in der Schweiz und in Öster­
reich nicht au f  den gleichen Grundsätzen 
basiert - Tatsache bleibt, dass wir inmitten 
der sogenannten Zone der Stabilität in Eu­
ropa leben können. A u s  dieser Sicht be­
trachtet, haben wir auch, nicht nur die 
Österreicher, vom Abschluss des Staats­
vertrages profitiert. ( G . M . )  

AKTUELL 
Schweres Grubenunglück 

Tokio - In Japan hat sich ein wei­
teres schweres Grubenunglück er­
eignet. In einer Kohlenzeche auf 
der  Insel Hokkaido kamen bei einer 
Schlagwetterexplosion mindestens 
drei Bergleute ums Leben, und min­
destens 72 wurden unter Tage ein­
geschlossen. 

US-Haushaltsvorlage 
Washington - Im US-Repräsen­

tantenhaus ist vom Haushaltsaus-
schuss von der demokratischen 
Mehrheit eine Haushaltsvorlage 
verabschiedet worden, die höhere 
Sozialausgaben, aber tiefe Ein­
schnitte in das Verteidigungsbudget 
Präsident Reagans vorsieht. Der 
Entwurf, der am Freitag zur weite­
ren Beratung im Kongress anstand, 
hat ein Volumen von 967,3 Milliar­
den Dollar. 

Nordirland: Konununalwahlen 
Belfast - Bei den Kommunalwah­

len in Nordirland sind nach vorläufi­
gen Ergebnissen mehr als 40 der zu 
vergebenden 566 Sitze an die Sinn 
Fein gefallen, die als die politische 
Organisation der IRA-Guerillas 
gilt. 


